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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtiinie des Rates zur Verringerung der Schaliemissionen 
von Luftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz unterstreicht die 
Bedeutung des Problems der Lärmbelästigungen und 
die Notwendigkeit der Einwirkung auf die stärksten 
Lärmquellen. 

Die von Luftfahrzeugen verursachten Lärmbelä- 
stigungen bedeuten eine Beeinträchtigung des Wohl- 
befindens und der Gesundheit der Menschen; sie 
müssen daher vermindert werden. 

Die nationalen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet 
der durch Luftfahrzeuge verursachten Lärmbelästi- 
gungen sind in den einzelnen Mitgliedstaaten ver- 
schieden. Diese Unterschiede können den Handel 
innerhalb der Gemeinschaft behindern und sich da- 
durch unmittelbar auf das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes auswirken. 

Das wirksamste Mittel zur Eindämmung dieser 
Belästigungen besteht darin, eine Begrenzung der 
Schallemissionen an der Quelle unter Berücksichti- 
gung der von der OACI im Rahmen des Anhangs 16 
zum Abkommen über die Internationale Zivilluft- 
fahrt empfohlenen Normen und Praktiken vorzu- 
schreiben. 

Zur Erreichung des angestrebten Ziels ist eine 
EWG-Lärm-Zulassung für Start und Landung im | 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einzuführen. | 

Diese Zulassung muß von der zuständigen Behör- ! 
de des Staates, in dessen Luftfahrzeugrolle das Luft- ; 
fahrzeug eingetragen ist, erteilt werden; sie kann ; 
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entzogen werden, wenn das Luftfahrzeug den Be- 
stimmungen dieser Richtlinie nicht mehr genügt. 

Da der von den Flughäfen im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten zu bewältigende Luftverkehr zu 
^ einem großen Teil von in dritten Ländern zugelas- 
i senen Flugzeugen bestritten wird, müssen diese 
i ebenfalls einschränkenden Bestimmungen hinsicht- 
I lieh ihres Lärmpegels unterworfen werden. 

; Damit diese Richtlinie mit einer gewissen Flexibi- 
lität angewandt werden kann, müssen die Mitglied- 
i Staaten bestimmte Abweichungen vorsehen können, 

: die aber auf nichtkommerzielle Flüge beschränkt 
i sein müssen. 

I Der technische Fortschritt erfordert eine rasche 
: Anpassung der in den Anhängen dieser Richtlinie 
; festgelegten Vorschriften. Damit die zu diesem 
I Zweck erforderlichen Maßnahmen leichter getroffen 
I werden können, muß ein Verfahren eingeführt wer- 
I den, durch das eine enge Zusammenarbeit zwischen 
j den Mitgliedstaaten und der Kommission im Rahmen 
j des Ausschusses für die Anpassung an den techni- 
schen Fortschritt gewährleistet wird — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Entwurf einer Fluglärm-Richtlinie 

Artikel 1 

Diese Richtlinie gilt für Unterschallverkehrsflugzeu- 
ge der in Anhang I bezeichneten Art, die in eine 
Luftfahrzeugrolle eingetragen sind und die in einem 
Mitgliedstaat eingesetzt werden. 

Artikel 2 

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende 
Begriffsbestimmungen: 

1 . Luftfahrzeug 

Jede Maschine, die sich in der Atmosphäre zufol- 
ge von Reaktionen der Luft (außer Reaktionen 
der Luft gegenüber der Erdoberfläche) halten 
kann. 
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2. Flugzeug j 

Ein mit eigener Kraft angetriebenes Luftfahrzeug, 
schwerer als Luft, das seinen Auftrieb im Flug 
hauptsächlich aus aerodynamischen Reaktionen 
auf Flächen erhält, die unter gegebenen Bedin- i 
gungen festbleiben. * 

3. EWG-Lärm-Verkehrszulassung 

Urkunde, mit der ein Mitgliedstaat, der das 
Flugzeug zugelassen hat, bescheinigt, daß die 
Bestimmungen dieser Richtlinie erfüllt werden. 

4. Laissez-passer 

Vorläufige Bescheinigung, ohne die ein Flugzeug, 
das keine EWG-Lärm-Verkehrszulassung besitzt, 
nicht eingesetzt werden darf. 

Artikel 3 

1. Es wird eine EWG-Lärm-Verkehrszulassung ein- 
geführt, die mindestens folgende Angaben ent- 
halten muß: 

a) Staat, in dem das Luftfahrzeug eingetragen ist, 

b) Seriennummer des Herstellers, 

c) Typen- und Modellbezeichnung des Herstel- 
lers, 

d) Angabe jeder zusätzlichen Änderung, die im 
Hinblick auf die Einhaltung der Normen der 
Lärm- Verkehrszulassung vorgenommen wur- 
de, 

e) Höchstgewicht, für das gezeigt wurde, daß die 
Normen der Lärm-Verkehrszulassung einge- 
halten werden, 

f) bei Luftfahrzeugen, für die ein Antrag auf 
Zulassung seit dem , . . (achtzehn Monate 
Bekanntgabe der Richtlinie) vorliegt: Ge- 
räuschpegel und Wahrscheinlichkeit, daß die 
in dieser Richtlinie angegebenen Koeffizien- 
ten in 90 V, H. aller Fälle nicht überschritten 
werden. 

Das Muster für eine EWG-Lärm-Verkehrszulas- 
sung ist in Anhang III enthalten. 

2. Die EWG- Verkehrszulassung wird von dem Mit- 
gliedstaat erteilt, in dem das Luftfahrzeug einge- 
tragen ist. 

3. Die EWG-Lärm-Verkehrszulassung kann nur er- 
teilt werden, wenn der Geräuschpegel des Luft- 
fahrzeugs, der gemäß Anhang II Kapitel A Punkt 
1, 2 und 5 bzw. Kapitel B Punkt 1 und 3 ermittelt 
wird, nicht über den Werten gemäß Anhang II 
Kapitel A Punkt 3 und 4 bzw. Kapitel B Punkt 2 
liegt. 


j 4. Wird das Luftfahrzeug in einem anderen Staat 
eingetragen, so ist von diesem Staat eine neue 
EWG-Lärm-Verkehrszulassung zu erteilen, die 
an die Stelle der früheren tritt. 

I 

Artikel 4 

1. Die Zulassungsbehörden der Mitgliedstaaten sor- 
gen dafür, daß alle Luftfahrzeuge, die in ihre 
Luftfahrzeugrolle eingetragen sind und denen 
zuvor eine EWG-Lärm-Verkehrszulassung erteilt 
worden ist, die Bestimmungen dieser Richtlinie 
erfüllen. 

2. Stellt ein Mitgliedstaat nach einer Prüfung fest, 
daß ein Luftfahrzeug, das in seine Luftfahrzeug- 
rolle eingetragen ist, den Bestimmungen dieser 
Richtlinie nicht mehr genügt, so sorgt er für 
deren Einhaltung. 

Die Zulassungsbehörde dieses Mitgliedstaates 
unterrichtet die Zulassungsbehörden der anderen 
Mitgliedstaaten innerhalb eines Monats von den 
festgestellten Unregelmäßigkeiten und von den 
Maßnahmen, die sie getroffen hat. 

Diese Maßnahmen können bis zum vorläufigen 
oder endgültigen Entzug der EWG- Verkehrszu- 
lassung gehen. 

3. Der Mitgliedstaat, der Maßnahmen gemäß Zif- 
fer 2 getroffen hat, teilt sie dem Betroffenen mit 
genauer technischer Begründung und einer 
Rechtsmittelbelehrung unter Angabe der Ein- 
spruchsfrist mit. 

Artikel 5 

1. Ohne endgültige EWG-Lärm-Verkehrszulassung 
darf kein Luftfahrzeug, wie es in Artikel 1 defi- 
niert wurde, auf einem Flughafen im Hoheits- 
gebiet eines Mitgliedstaates starten oder landen. 

2. Absatz 1 gilt nicht für Luftfahrzeuge, die in die 
Luftfahrzeugrolle eines Drittlandes eingetragen 
sind und eine gültige Bescheinigung der Zulas- 
sungsbehörde des Zulassungslandes besitzen, aus 
der hervorgeht, daß sie mindestens genauso 
strengen Erfordernissen genügen, wie sie im 
Anhang 16 des Abkommens über die Internatio- 
nale Zivilluftfahrt in der Fassung vom 27. Fe- 
bruar 1975 angegeben sind. 

3. Die Zulassungsbehörden der Mitgliedstaaten kön- 
nen in Einzelfällen für nichtkommerzielle Flüge 
eine Freistellung von Absatz 1 verfügen und 
einen Laissez-passer ausstellen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 6. Mai 1976 - 14 - 680 70 - E - Um 19/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 26. April 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Die Bescheinigung gilt nur für Flüge über dem 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates, der den 
Laissez-passer ausgestellt hat, solange er nicht 
auch von anderen Mitgliedstaaten oder dritten 
Staaten anerkannt wird. 

Artikel 6 

Kein Mitgliedstaat kann einem Luftfahrzeug auf- 
grund seines Geräuschpegels den Start oder die 
Landung in seinem Hoheitsgebiet untersagen, wenn 
dieses Luftfahrzeug eine gültige EWG-Lärm- Ver- 
kehrszulassung vorweisen kann. 

Artikel 7 

Die Anhänge I, II und III sind Bestandteil dieser 
Richtlinie. 


Artikel 8 

Die Änderungen, die zur Anpassung der Anhänge 
dieser Richtlinie an den technischen Fortschritt not- 
wendig sind sowie die Änderung des Datums gemäß 
Artikel 5 Ziffer 2 werden nach dem Verfahren des 
Artikels 10 erlassen. 

Artikel 9 

1 . Für die Anpassung der Anhänge dieser Richtlinie 
an den technischen Fortschritt wird ein aus Ver- 
tretern der Mitgliedstaaten bestehender Aus- 
schuß - im folgenden als „der Ausschuß" bezeich- 
net - geschaffen, in dem ein Vertreter der Kom- 
mission den Vorsitz führt, 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 10 

1. In den Fällen, in denen auf das Verfahren dieses 
Artikels Bezug genommen wird, befaßt der Vor- 
sitzende den Ausschuß von sich aus oder auf 
Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaates. 


2. Der Vertreter der Kommission legt dem Aus- 
schuß die geplanten Maßnahmen im Entwurf vor. 
Der Ausschuß äußert sich unter Berücksichtigung 
der Bestimmungen von Anhang 16 des Abkom- 
mens über die Internationale Zivilluftfahrt zu 
diesem Entwurf; der Vorsitzende kann hierfür 
ja nach Dringlichkeit eine Frist setzen. Der Aus- 
schuß beschließt mit einer Mehrheit von 41 Stim- 
men; die Stimmengewichtsverteilung richtet sich 
nach Artikel 148 Abs. 2 EWG-Vertrag. 

Der Vorsitzende stimmt nicht mit ab. 

3. a) Die Kommission trifft die vorgesehenen Maß- 

nahmen, wenn sie mit der Auffassung des 
Ausschusses übereinstimmen. 

b) Stimmen die vorgesehenen Maßnahmen nicht 
mit der Auffassung des Ausschusses überein, 
so legt die Kommission unverzüglich dem Rat 
einen Vorschlag zu den erforderlichen Maß- 
nahmen vor. Der Rat entscheidet mit qualifi- 
zierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat innerhalb von drei Monaten nach 
Erhalt des Vorschlags nicht entschieden, so 
trifft die Kommission die vorgeschlagenen 
Maßnahmen. 

Artikel 11 

1 . Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Bestimmungen in Kraft, um dieser Richtlinie 
binnen achtzehn Monaten nach ihrer Bekannt- 
gabe nachzukommen, und setzen die Kommission 
hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften mit, die sie auf dem unter diese 
Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 

Kennzeichnung der Luftfahrzeuge 

1. Die Bestimmungen der vorliegenden Richtlinie 
gelten für Unterschall-Strahlenflugzeuge, die aus- 
gerüstet sind: 

a) entweder mit Motoren, deren Mantelstrom- 
verhältnis gleich 2 oder höher ist und deren 
erster Lufttüchtigkeitsschein am 1. März 1972 
oder später ausgestellt worden ist; 

b) oder mit anderen Motorkategorien, für deren 
Prototyp der Antrag auf Erteilung des Luft- 
tüchtigkeitsscheins gestellt ist oder für die 
von den Zulassungsstellen am 1. Januar 1969 
oder später ein anderes entsprechendes Ver- 
waltungsverfahren angewandt worden ist. 

Ausgenommen sind Flugzeuge, für die die Roll- 
bahnlänge ohne Bremsbahn oder Freizone bei 
den auf den Lufttüchtigkeitsscheinen aufgeführ- 
ten Höchstgewichten 450 m (1500 Fuß) oder weni- 
ger beträgt. 

2. Die Bestimmungen der vorliegenden Richtlinie 
gelten ebenfalls für alle Unterschall-Strahlflug- 
zeuge, die mit Motoren mit einem Mantelstrom- 
verhältnis unter 2 ausgestattet sind, sofern der 
Antrag auf den Lufttüchtigkeitsschein des betref- 
fenden Prototyps angenommen wurde oder sofern 
die Zulassungstellen vor dem 1. Januar 1969 ein 
anderes entsprechendes Verfahren angewandt 
haben oder wenn ihr erster Lufttüchtigkeits- 


schein nicht nach dem 1. Januar 1976 ausgestellt 
worden ist. 

Die Bestimmungen der vorliegenden Richtlinie 
gelten für alle Propellerflugzeuge, deren Höchst- 
gewicht beim Start 5700 kg (12 566 Ib) nicht über- 
schreitet, mit Ausnahme der Flugzeuge, die für 
landwirtschaftliche Arbeiten oder zur Brandbe- 
kämpfung eingesetzt werden und einer der nach- 
stehenden Bedingungen entsprechen: 

a) Der Antrag auf Erteilung des Lufttüchtigkeits- 
scheins für den Prototyp wurde angenommen 
oder ein sonstiges entsprechendes Verwal- 
tungsverfahren wurde von den Zulassungs- 
stellen am 1. Januar 1975 oder später ange- 
wandt; 

b) der Antrag auf Erteilung des Lufttüchtigkeits- 
scheins für den Prototyp wurde angenommen 
oder die Zulassungsstellen haben vor dem 
1. Januar 1975 ein anderes entsprechendes 
Verwaltungsverfahren angewandt, und der 
erste Lufttüchtigkeitsschein wurde am 1. Ja- 
nuar 1980 oder später ausgestellt; 

c) der Antrag auf eine Änderung des Entwurfs 
durch die die akustischen Eigenschaften des 
Flugzeugs beträchtlich beeinflußt werden, 
wurde angenommen oder ein anderes ent- 
sprechendes Verwaltungsverfahren wurde 
von den Zulassung^tellen am (Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der vorliegenden Richtlinie) 
oder zu einem späteren Zeitpunkt angewandt. 
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Anhang II 


Verfahren zur Ermittlung des Lärms 
von Unterschalluftfahrzeugen 

Kapitel A; 

Lärmermittlungsverfahren bei Unterschall- 

Strahlflugzeugen 

1. Als Größe für die Ermittlung des Lärms wird der 
Effektivwert des wahrgenommenen Lärms" in 
EPNdB verwendet, wie in Anlage I des Anhangs 
16 zum Abkommen über die Internationale Zivil- 
luftfahrt angegeben. 

2. Lärmmeßpunkte 

Bei der Messung nach dem Prüfverfahren im 
Flug gemäß Punkt 5 darf der von einem Flug- 
zeug verursachte Lärm die unter Punkt 3 angege- 
benen Werte an folgenden Meßpunkten nicht 
übrschreiten: 

a) Seitlicher Meßpunkt: Punkt auf einer Paralle- 
len zur Rollbahnadise in 650 m (0,35 NM) 
Abstand von dieser Achse oder ihrer Verlän- 
gerung, an dem der Lärmpegel während des 
Starts ein Maximum erreicht. 

b) Beim Start überflogener Meßpunkt: Punkt auf 

der verlängerten Rollbahnachse in einer Ent- ! 
fernung von 6500 m (3,5 NM) vom Beginn des i 
Rollens beim Start. ' 

c) Meßpunkt beim Anflug: Punkt auf dem Boden ; 
auf der verlängerten Landebahnachse 120 m ; 
(394 Fuß) unterhalb einer um 3° geneigten ; 
Anflugebene, deren Fußpunkt 300 m (984 Fuß) i 
jenseits der Schwelle liegt. Bei ebenem Gelän- 
de liegt dieser Meßpunkt in einer Entfernung 
von 2000 m (1,08 NM) von der Schwelle. 

3. Lärmgrenzwerte 

Die maximalen Lärmpegel dürfen folgende Gren- 
zen nicht überschreiten, wenn nach den in An- 
lage I des Anhangs 16 zum Abkommen über die | 
Internationale Zivilluftfahrt angegebenen Meß- 
methoden verfahren wird: 

a) Am seitlichen Meßpunkt und am Anflug-Meß- | 
punkt: 108 EPNdB bei Flugzeugen mit einem 
höchstzulässigen Startgewicht von 272 000 kg 
(599 660 Ib) und darüber; dieser Wert verrin- ; 
gert sich jeweils um 2 Punkte, wenn das Start- : 
gewicht halbiert wird; er beträgt 102 EPNdB 
bei einem höchstzulässigen Startgewicht von 
34 000 kg (74 960 Ib) oder weniger. 

b) An dem beim Start überflogenen Meßpunkt: 
108 EPNdB bei Flugzeugen mit einem 
höchstzulässigen Startgewicht von 272 000 kg 
(599 660 Ib) und darüber; dieser Wert verrin- 
gert sich jeweils um 5 Punkte, wenn das Start- 
gewicht halbiert wird, und er beträgt 93 EPNdB 
bei einem höchstzulässigen Startgewicht von 
34 000 kg (74 960 Ib) oder weniger. 

Anmerkung: Innerhalb der vorstehend ange- 
gebenen Grenzen verändern sich die zulässi- 
gen Lärmpegel mit dem Logarithmus des Flug- 
zeuggewichts. 


4. Überschreitung des zulässigen Lärmpegels 

Werden die zulässigen Höchstwerte an einem 

oder zwei Meßpunkten überschritten, so gilt: 

a) Die Summe der Überschreitungen darf nicht 
mehr als 4 EPNdB betragen; bei viermotori- 
gen Flugzeugen mit einem Mantelstromver- 
hältnis von mindestens 2, für die vor dem 
1. Dezember 1969 der Antrag auf Zulassung 
des Prototyps angenommen oder ein anderes 
gleichwertiges Verfahren von den Zulassungs- 
behörden durchgeführt wurde, darf die Sum- 
me der Überschreitungen nicht mehr als 
5 EPNdB betragen; 

b) die Überschreitung an einem Einzelpunkt darf 
nicht mehr als 3 EPNdB betragen; 

c) Überschreitungen müssen durch entsprechen- 
de Pegelverringerung an dem/den anderen 
Meßpunkt (en) ausgeglichen werden. 

5. Meßverfahren während des Flugs 

5.1 Meßverfahren beim Start 

a) Der Startschub soll von Beginn des Start- 
vorgangs bis zu einer Höhe von minde- 
stens 210 m (700 Fuß) über der Startbahn 
benutzt werden; danach darf der Schub 
nur so weit reduziert werden, daß ein 
Steiggradient von mindestens 4 v. H. ein- 
gehalten wird. 

b) Eine Geschwindigkeit von mindestens 
V 2 + 10 Knoten soll so bald wie möglich 
nach dem Abheben erreicht werden; sie 
ist danach während des gesamten Start- 
meßfluges beizubehalten. 

c) Die vom Antragsteller gewählte Startgeo- 
metrie (mit Ausnahme der Fahrwerkstel- 
lung) ist während des gesamten Start- 
Meßverfahren unverändert beizubehalten. 

5.2 Meßverfahren beim Anflug 

a) Das Flugzeug wird bei stabiler Fluglage 
mit einem Gleitwinkel von 3° ± 0,5° ge- 
flogen. 

b) Der Abflug erfolgt bei einer konstanten 
Geschwindigkeit von mindestens 1,3 Vs + 
10 Knoten bei stabiler Fluglage während 
des Anflugs und über dem Meßpunkt; 
diese Geschwindigkeit wird bis zur nor- 
malen Landung beibehalten. 

c) Die Flugzeuggeometrie soll dem höchst- 
zulässigen Ausschlag der Klappen ent- 
sprechen. 

Kapitel B: 

Lärmermittlungsverfahren bei leichten 

Propellerflugzeugen 

1. Ermittlung des Lärms 

a) Als Größe für die Ermittlungen des Lärms 
wird der gewichtete Schalldruckpegel ver- 
wendet, wie er in der Veröffentlichung Nr. 
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179 der Internationalen Elektrotechnischen 
Kommission (CEI) definiert wird. 

Die auf jeder sinusförmigen Sdialldruckkom- 
ponente angewandte Wichtung ist in Abhän- 
gigkeit von der Frequenz durch die „A" -Be- 
wertungskurve anzugeben. 

b) Auf Verlangen der Zulassungsstelle sind die 
akustischen Daten ebenfalls in EPNdB gemäß 
Anlage 1 des Anhangs 16 zum Abkommen 
über die Internationale Zivilluftfahrt anzuge- 
ben. Für die Berechnung der Zeitkorrektur 
muß das Zeitintervall jeweils auf die Sekun- 
de genau der Zeitraum sein, in dem PNLT (k) 
gleich oder größer als PNLTM-10 ist, wobei 
die untere Grenze von 90 TPNdB nicht ange- 
wandt wird. 

2. Maximale Lärmwerte 

a) Für Flugzeuge gemäß Anhang I Punkt 3 a) und 
b) dürfen die maximalen Lärmwerte, die nach 
dem in Anlage 4 des Anhangs 16 zum Abkom- 
men über die Internationale Zivilluftfahrt an- 
gegebenen Meßverfahren ermittelt werden, 
folgende Werte nicht übersteigen: 

— Einen konstanten Höchstwert von 68 dB (A) 
bei Flugzeugen mit einem bis zu 600 kg 
(1323 Ib); von diesem Gewicht an ändert 


sich dieser Grenzwert linear mit dem Ge- 
wicht bis zu 1500 kg (3307 Ib) und bleibt 
dann bis zum Gewicht von 5700 kg 
(12 566 Ib) konstant auf 80 dB (A) begrenzt. 

b) An der Konstruktur von Flugzeugen gemäß 
Anhang I Punkt 3 c) darf keinerlei Änderung 
vorgenommen werden, die eine Erhöhung der 
Lärmwerte des Flugzeugs über den höheren 
der beiden nachstehenden Werte hinaus be- 
wirkt; 

— Grenzwerte gemäß Punkt 2 oder 
— Lärmpegel von der Änderung. 

3. Prüfverfahren während des Flugs 

a) Die Prüfungen zum Nachweis der Einhaltung 
der unter Punkt 2 definierten maximalen 
Lärmwerte umfassen ein mehrmaliges über- 
fliegen des Meßpunktes im Horizontalflug in 
einer Höhe vom 300 m ± 10 m (1000 Fuß ± 
30 Fuß). 

b) Das überfliegen muß bei höchster Dauerlei- 
stung, bei konstanter Geschwindigkeit und 
mit Dauerfluggeometrie erfolgen; falls jedoch 
die Geschwindigkeit bei der höchsten Dauer- 
leistung die höchstzulässige Horizontalflug- 
geschwindigkeit überschreitet, ist ein Flug 
unter Beschleunigung zulässig. 
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Anhang III 


Muster 

E WG-Lärm- V erkehrszulassung 

Hiermit wird bescheinigt, daß das nachstehend bezeichnete Luftfahrzeug den Bestimmungen der Richtlinie 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom über Fluglärm entspricht. 

— EWG-Lärm-Verkehrszulassung Nr 

— Staat, in dem das Luftfahrzeug eingetragen ist 

— Lufttüchtigkeitsschein Nr 

— Seriennummer des Herstellers 

— Typ und Modell 

— Höchstgewicht: beim Start 

bei der Landung 

— Änderungen, die im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie des Rates vom 

vorgenommen wurden: 


— Lärmpegel: beim Anflug in EPNdB 

beim Start in EPNdB 

seitlich in EPNdB 

beim überfliegen in dB (A) 


Datum 


Zuständige Behörde 
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Allgemeine Bemerkungen 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag gliedert sich 
in den Rahmen des Aktionsprogramms der Euro- 
päischen Gemeinschaften für den Umweltschutz vom 
22. November 1973 ein. Dieses Programm zeigt auf, 
wie dringend notwendig Lärmbekämpfungsmaßnah- 
men und die Harmonisierung der nationalen Rechts- 
vorschriften in diesem Bereich sind. Noch spezifi- 
sdier hat der Rat in seiner Antwort auf die von 
europäischen Parlamentariern gestellte schriftlidie 
Anfrage Nr. 654/73 zu der Lärmbelästigung durch 
Flugzeuge erklärt, daß „das Aktionsprogramm der 
EG für den Umweltschutz die Entwicklung einer 
Aktion zur Bekämpfung der durch Flugzeuge hervor- 
gerufenen Umweltbelastungen vorsieht". In dersel- 
ben Antwort nimmt der Rat Normen für Luftfahr- 
zeuge in Aussicht, die unter Berücksichtigung der 
von einigen internationalen Organisationen durch- 
geführten Arbeiten aufgestellt werden können. 

Zweck des vorliegenden Richtlinienvorschlags ist es, 
in der ganzen Europäischen Gemeinschaft einen ein- 
heitlichen Vorschriftenrahmen zu schaffen, durch den 
die Lärmemissionen von Unterschalluftfahrzeugen 
begrenzt werden sollen, wobei der Forderung des 
Rats entsprechend die von einigen internationalen 
Organisationen geleisteten Vorarbeiten zu berück- 
sichtigen sind. 

1. Das Problem 

Der Lärm von Luftfahrzeugen in der Nähe der Flug- 
häfen ist in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
kein neues Problem. Eingehende Studien haben 
gezeigt, daß die Belästigung von der Natur des 
Geräuschs (tiefe oder hohe Töne), seiner Intensität 
und seiner Dauer abhängt. 

Mit dem Einsatz von Unterschall-Strahlflugzeugen 
ist die akustische Situation in der Umgebung der 
Flughäfen stark verändert worden. Messungen der 
Geräuschemissionsspektren lassen ein überwiegen 
der hohen Töne erkennen. Mit der immer größer 
werdenden Nutzlast der Strahlflugzeuge des zivilen 
Luftverkehrs wächst ferner die Schubkraft der Trieb- 
werke, wodurch die Intensität der Schallemissionen 
gesteigert wird, und mit steigender Luftverkehrs- 
dichte nimmt auch die Dauer der Lärmexposition der 
Flughafenanrainer immer mehr zu. 

Auch die Umweltbelastung durch die Flotte der pri- 
vaten Verkehrsflugzeuge, bei denen es sich um 
Unterschall-Strahlflugzeuge mit niedrigem Startge- 
wicht (unter 28 500 kg) handelt, darf nicht außer acht 
gelassen werden. Aus neueren Statistiken der Ge- 
meinschaft geht hervor, daß die Zahl dieser Maschi- 
nen jährlich um 2,3 v. H., bezogen auf die gesamte 
europäische Zivilluftflotte, steigt. 

Desgleichen ist erwiesen, daß der von kleinen Pro- 
pellerflugzeugen verursachte Lärm ernste Probleme 
in Europa aufwirft. Die Belästigung ist hauptsächlich 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
vom 20. Dezember 1973 


auf das Starten und das Landen sowie auf das Flie- 
gen in niedriger Höhe zurückzuführen; sie ist beson- 
ders stark an Wochenenden und Feiertagen. 

Es zeigt sich mithin, daß die Beschaffenheit und die 
Intensität der von Flugzeugen verursachten Ge- 
räuschemissionen sowie die Entwicklung des Luft- 
verkehrs zu einer fortschreitenden Umweltschädi- 
gung in der Nähe der Flughäfen geführt haben. 

2. Internationale Aktionen 

Im Jahre 1967 hat die fünfte Luftfahrtkonferenz der 
OACI ^) Empfehlungen vorgelegt, die auf den Haupt- 
ergebnissen der Internationalen Konferenz über 
Fragen der Milderung der durch Zivilluftfahrzeuge 
verursachten Lärm- und sonstigen Belästigungen, 
London 1966, basierten und deren Ziel es war, unter 
dem Patronat der OACI zu einer internationalen 
Lösung des Problems zu gelangen. So hat der Rat 
der OACI am 2. April 1972 unter dem Titel „Anhang 
16 des Abkommens über die Internationale Zivilluft- 
fahrt" die erste Sammlung von empfohlenen Normen 
und Praktiken auf dem Gebiet des Fluglärms verab- 
schiedet. 

Der Anhang 16 enthält u. a. empfohlene internatio- 
nale Normen und Praktiken im Zusammenhang mit 
der Lärmverkehrszulassung verschiedener Arten von 
Luftfahrzeugen. 

Am 14. August 1973 trat die am 6. April 1973 vom 
Rat der OACI angenommene erste Änderung dieses 
Anhangs in Kraft. Sie betraf Unterschall-Strahlflug- 
zeuge, deren Höchstgewicht beim Start 5700 kg 
übersteigt und die mit Motoren ausgerüstet sind, 
deren Mantelstromverhältnis höher als 2 ist und 
deren erster Lufttüchtigkeitsschein nach dem 1. März 
1972 ausgestellt worden ist, oder mit anderen Motor- 
kategorien, für deren Prototyp der Lufttüchtigkeits- 
schein nach dem 1. Januar 1969 ausgestellt worden 
ist. Diese Normen galten auch für Unterschall-Strahl- 
flugzeuge, deren Höchstgewicht beim Start 28 500 kg 
übersteigt und die mit Motoren mit einem Mantel- 
stromverhältnis unter 2 ausgerüstet sind, sofern der 
Lufttüchtigkeits schein für den Prototyp vor dem 
1. Januar 1969 erteilt wurde und der erste Einzel- 
lufttüchtigkeitsschein nicht vor dem 1, Januar 1976 
ausgestellt worden ist. 

Die vom Rat der OACI am 3. April 1974 angenom- 
mene zweite Änderung ist ab 27. Februar 1975 an- 
wendbar. Sie erweitert den Geltungsbereich auf alle 
Strahlflugzeuge neueren Datums, ungeachtet ihres 
Gewichts, und führt empfohlene Praktiken für die 
Lärmzulassung leichter Propellerflugzeuge ein. 

In Anbetracht der genannten Arbeiten und ihres Ent- 
wicklungsstandes auf internationaler Ebene sowie 
auf Grund der Stellungnahme der nationalen Sach- 
verständigen ist die Kommission der Meinung, daß 
der wirksamste Weg zu einer Milderung der von 
Flugzeugen verursachten Lärmbelästigung darin be- 
steht, in den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 


2) Internationale Zivilluftfahrt-Organisation 
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meinschaft einheitlich die im Rahmen der OACI 
entwickelten Normen, insbesondere diejenigen der 
letzten Fassung des Anhangs 16 des Abkommens 
über die internationale Zivilluftfahrt von Chicago, 
anzuwenden. Nach Artikel 37 dieses Abkommens, 
dessen Bestandteil Anhang 16 ist, verpflichtet sich 
jeder Vertragsstaat zur weitestmöglichen Verein- 
heitlichung der Bestimmungen und Normen. Letztere 
werden erst dann in einem Staat verbindlich, wenn 
sie in die nationalen Rechtsvorschriften aufgenom- 
men worden sind. 

3. Die rechtliche Situation in den Mitgliedstaaten 

Die Rechtsvorschriften der meisten Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft lehnen sich an die 
Prinzipien des Anhangs 16 an. Dennoch weichen die 
nationalen Rechtsvorschriften stark voneinander ab. 
In Italien gibt es z. B. zur Zeit lediglich einen im 
„Registro Aeronautica Italiana" festgelegten Verfah- 
renscode, der ein auf den Normen des Anhangs 16 
beruhendes Zulassungssystem vorschreibt, während 
in Luxemburg noch gar keine Rechtsvorschriften auf 
diesem Gebiet bestehen. 

Von den übrigen Mitgliedstaaten haben Deutsch- 
land, Frankreich, Irland, die Niederlande und Groß- 
britannien ihren jeweiligen Rechtsvorschriften die 
erste Änderung des Anhangs 16 zugrunde gelegt. 

Die Rechtsvorschriften Belgiens und Dänemarks ba- 
sieren auf der jüngsten Fassung des Anhangs 16. 

Im einzelnen betrachtet, stellt sich die Lage wie folgt 
dar: 

In der Bundesrepublik Deutschland wird das Problem 
des Luftfahrzeuglärms durch Artikel 38 Bundesemis- 
sionsgesetz von 1974 und im besonderen durch eine 
Verordnung (NF 1 II 65/73 vom 30. August 1970) 
geregelt, mit der die Normen des Anhangs 16 ein- 
geführt werden. Außerdem gibt es eine Verfahrens- 
ordnung für leichte Propellerflugzeuge (Bekannt- 
machung des Luftfahrtbundesamtes über die Lärm- 
grenzwerte bei Propellerflugzeugen bis 5700 kg 
Höchstgewicht und Motorseglern vom 12. April 1972, 
Seite 94). 

In Frankreich wurde durch Verordnung Nr. 73256 
vom 6. März 1973 und durch Ministerialerlaß vom 
10. April 1974 ein auf Anhang 16 basierendes Lärm- 
zulassungsverfahren eingeführt. 

Die irischen Rechtsvorschriften entsprechen der 
ersten Fassung des Anhangs 16 ~ Air Navigation 
(Noise Certificate and Limitation) (Amendement) 
Order 1973. 

In den Niederlanden ist das Luchtverkeerswet von 
1971 maßgebend, in dem eine Reihe von Bestimmun- 
gen zur Fluglärmüberwachung enthalten ist. Auf- 
grund dieses Gesetzes wird durch zwei Verordnun- 
gen (vom 15. März 1972 und vom 18. März 1974) ein 
Typenzulassungsverfahren nach Anhang 16 geschaf- 
fen. 

In Großbritannien wurde ein Lärmzulassungsverfah- 
ren für Flugzeuge durch „Air Navigation (Noise 


Certification) Order 1970" und „Air Navigation 
(Noise Certification) Amendment Order 1972" ein- 
geführt. Das Verfahren basiert zum Teil auf An- 
hang 16, erste Änderung. 

Außerdem gestatten diese Vorschriften bei bestimm- 
ten Flugzeugen oder Flugzeugarten Abweichungen 
von den Normen des Anhangs 16. 

In Belgien wurden durch den Ministerialerlaß vom 
2. Mai 1975 die Normen für Unterschall-Strahlflug- 
zeuge und die Bedingungen für die Erteilung des 
belgischen Lufttüchtigkeitsscheins für alle Flugzeuge 
festgelegt. Der Lufttüchtigkeitsschein wird nur dann 
erteilt, wenn die Flugzeuge den Normen des An- 
hangs 16, neue Fassung, entsprechen. 

In Artikel 11 ist übrigens vorgesehen, daß ab 1980 
belgischen und ausländischen Flugzeugen, die diese 
Bedingungen nicht erfüllen, Betriebsbeschränkungen 
auferlegt werden können. Am 18. Juli 1975 ist dieser 
Erlaß der Kommission im Rahmen der Informations- 
vereinbarung auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
notifiziert worden. 

Dänemark hat 1975 Rechtsvorschriften erlassen, die 
hinsichtlich des Anwendungsbereichs und des Lärm- 
pegels auf der jüngsten Fassung des Anhangs 16 
beruhen, die aber härter in bezug auf das Datum der 
Anwendung sind; dieses wurde auf den 20. Februar 
1975 vorverlegt. 

Umrüstung 

Bei den Unterschall-Strahlflugzeugen hat die Einfüh- 
rung von Zweistrommotoren mit einem höheren 
Mantelstromverhältnis zu einer spürbaren Herabset- 
zung des Geräuschemissionspegels geführt. Mit Aus- 
nahme bestimmter noch im Verkehr befindlicher 
Flugzeuge älterer Bauart ist diese Technik auf Typen 
der neuen Generationen anwendbar. Es sind jedoch 
Untersuchungen darüber im Gange, ob und inwie- 
weit die älteren Modelle umgerüstet werden kön- 
nen. Einige Konstrukteure von Flugzeugrümpfen 
haben Bausätze zur Geräuschminderung „quiet 
nacelle" und zur Geblässtrahlveränderung „refan" 
entwickelt. Durch diese Umrüstungen lassen sich die 
Geräuschemissionen von Flugzeugen verringen. Auf 
Grund einer Untersuchung der Kommission über den 
derzeitigen Stand der Zivilluftflotten können die 
Gesamtkosten für eine „quiet nacelle "-Umrüstung 
veranschlagt werden. Im Jahre 1974 hätte eine solche 
Umrüstung für die gesamte Gemeinschaft ungefähr 
200 Millionen US Dollar gekostet, und zwar ohne die 
zusätzlichen Betriebskosten nach der Modifikation, 
die dadurch entstehen, daß die billigste Umrüstung 
„quiet nacelle" zu einem höheren Treibstoffver- 
brauch und einer verminderten Leistung führt. Das 
„refan "-Verfahren brächte diese Nachteile nicht mit 
sich, würde aber, wenn es durchführbar ist, weit 
mehr als das Verfahren „quiet nacelle" kosten. 

Hier ist auch noch zu bemerken, daß sich einige 
Flugzeugtypen weder nach dem „quiet nacelle"- noch 
nach den „refan "-Verfahren Umrüsten lassen und 
daß wegen der Lieferfristen für die Bausätze frühe- 
stens 1982 ein Teil der europäischen Flotte umge- 
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rüstet sein könnte. Das schränkt die Wirksamkeit 
einer Umrüstungspolitik ein. 

Unter den derzeitigen wirtschaftlichen Vorausset- 
zungen dürften diese beiden Lösungen auf kurze 
Sicht nicht in Betracht zu ziehen sein, zumal umstrit- 
ten ist, daß sich daraus ein Gewinn in bezug auf die 
Lärmbelastung am Boden ergibt. Trotz der techni- 
schen Möglichkeiten, die Geräuschemissionen der 
meisten Unterschall-Strahlflugzeuge zu vermindern, 
erscheint daher eine Umrüstung der schon in Betrieb 
befindlichen Flugzeuge wirtschaftlich nicht angezeigt. 
Durchaus berechtigt ist aber eine Aktion, die sich 
auf sämtliche Flugzeuge (ungeachtet ihres Gewichts) 
erstreckt, für die noch kein Lufttüchtigkeitsschein 
ausgestellt worden ist. 

Schlußfolgerung 

Obwohl sich die meisten Mitgliedstaaten auf Anhang 
16 der OACI beziehen, besteht zwischen den natio- 
nalen Rechtsvorschriften ein Unterschied in bezug 
auf den Anwendungsbereich. In zwei Staaten gibt es 
noch keine einschlägigen Rechtsvorschriften. Diese 
Divergenzen drohen nicht nur die Wirksamkeit der 
Fluglärmbekämpfung einzuschränken, sondern auch 
zu Wettbewerbsverzerrungen für die Käufer (die 
Luftverkehrsgesellschaften) zu führen und somit das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes unmittel- 
bar zu beeinträchtigen. 

Die Rechtsvorschriften sind daher nach Artikel 100 
des Vertrags von Rom zu harmonisieren. 

Nach diesem Artikel müssen das Europäische Parla- 
ment und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
gehört werden. 

Erläuterungen zu dem Richtlinienvorschlag 
Artikel 1: Geltungsbereich 

Dieser Artikel definiert den Geltungsbereich der vor- 
geschlagenen Richtlinie. Sie erstreckt sich auf Unter- 
schall-Strahlflugzeuge jeglichen Gewichts und auf 
die leichten Propellerflugzeuge (siehe Anhang 1). 
Sie übernimmt den Anhang 16 des Abkommens über 
die Internationale Zivilluftfahrt in der am 3. April 
1974 vom Rat angenommenen und seit dem 27. Fe- 
beruar 1975 geltenden neuesten Fassung. Bei der 
OACI sind zur Zeit Untersuchungen über andere 
Flugzeugtypen, besonders über schwere Propeller- 
flugzeuge, Kurzstartflugzeuge und Hubschrauber im 
Gange. 

Artikel 3: Lärm- Verkehrszulassung und Erteilungs- 
verfahren 

Die durch die vorliegende Richtlinie vereinheitlichte 
EWG-Lärm-Verkehrszulassung erleichtert den freien 
Verkehr von Luftfahrzeugen - Verkauf oder Verleih 
- zwischen den Mitgliedstaaten aus administrativer 
und technischer Sicht. So wird, wenn das Luftfahr- 
zeug in einem anderen Staat eingetragen wird, von 
diesem eine neue EWG-Lärm-Verkehrszulassung 
erteilt, die an Stelle der vorhergehenden tritt. 


Absatz 3 legt die Bedingungen für die Erteilung der 
EWG-Zulassung fest und verweist auf Anhang II des 
Richtlinienvorschlags, in welchem die Meßbedingun- 
gen und die zu beachtenden Geräuschpegel näher 
erläutert sind. 

Artikel 4: Überwachung der Einhaltung 
der Richtlinie 

Eine solche Überwachung der in Betrieb befindlichen 
Luftfahrzeuge dient dem Zweck, die in dem vorlie- 
genden Vorschlag geforderten akustischen Qualitä- 
ten zu gewährleisten. Durch Informationsaustausch 
wird die Überwachung erleichtert. Außerdem erhöht 
die Überwachung den Wert der EWG-Lärm-Ver- 
kehrszulassung. 

Artikel 5: Pflichten 

Absatz 1 betrifft lediglich die Luftfahrzeuge, die in 
die jeweilige Luftfahrzeugrolle ihres Staates ein- 
getragen sind. Absatz 2 nimmt dagegen auf alle 
Zivilluftfahrzeuge von Drittländern Bezug, die in 
einem Mitgliedstaat landen oder starten. Durch Wah- 
rung des Artikels 37 des Abkommens über die Inter- 
nationale Zivilluftfahrt verpflichtet dieser Vorschlag 
die Luftfahrzeuge von Drittländern, die empfohlenen 
Normen und Praktiken nach der neuesten von der 
OACI herausgegebenen Fassung einzuhalten. 

Durch Absatz 3 soll erreicht werden, daß ein Mit- 
gliedstaat für nichtkommerzielle Flüge ein Luftfahr- 
zeug einsetzen kann, das die EWG-Lärm-Zulassung 
nicht besitzt. So wird z. B. für Versuchsflüge eines 
Prototyps ein Laissez-Passer ausgestellt. 

Artikel 6 

Artikel 6 schreibt die Anerkennung der von einem 
Mitgliedstaat erteilten EWG-Lärm-Verkehrszulas- 
sung durch die anderen Mitgliedstaaten vor. Er läßt 
den Mitgliedstaaten alle Freiheit, einschränkende 
Maßnahmen hinsichtlich der Luftfahrzeuge zu tref- 
fen, die den Geltungsbereich dieser Richtlinie ver- 
lassen. Es handelt sich somit um einen Anreiz zur 
Modernisierung der Flotten und damit zur Vermin- 
derung der Lärmbelästigungen. 

Artikel 7 : Ausschuß für die Anpassung an den 
technischen Fortschritt 

Damit die Richtlinie jeweils den durch den techni- 
schen Fortschritt gebotenen Möglichkeiten angepaßt 
werden kann, muß ein Verfahren zur Überprüfung 
der Richtlinie vorgesehen werden. Das Überprü- 
fungsverfahren muß eine schnelle Anpassung an die 
technische Entwicklung ermöglichen, damit die durch 
die Richtlinie bewirkte Harmonisierung nicht zu 
einer Benachteiligung für den betreffenden Gemein- 
schaftssektor wird. 

Zu diesem Zweck sieht der Richtlinienvorschlag die 
Schaffung eines Ausschusses für die Anpassung an 
den technischen Fortschritt vor. 

Die Zuständigkeit dieses Ausschusses beschränkt 
sich auf die Überprüfung der Anhänge und des An- 
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Wendung s da tums der Fassungen des in Artikel 5 
Abs. 2 dieses Richtlinienvorschlags bezeichneten 
Anhangs 16 des Abkommens über die Internationale 
Zivilluftfahrt. 

Anhänge 

Die Anhänge des Richtlinienvorschlags übernehmen 
in sachlicher Hinsicht den zweiten Teil der von der 
OACI empfohlenen Normen und Praktiken gemäß 
der neuesten Fassung. Sie beziehen sich auf Anlage 1 


des Anhangs 16 bezüglich der Bewertung des Lärm- 
pegels von Unterschall-Strahlflugzeugen und auf 
Anlage 4 bzüglich leichter Propellerflugzeuge. 

! Bei der OACI ist man dabei, einige Bestimmungen 
I des Anhangs 16, die in den vorliegenden Richtlinien- 
vorschlag aufgenommen worden sind, zu ändern. Der 
Ausschuß für die Anpassung an den technischen 
Fortschritt wird diesen Änderungen Rechnung zu 
tragen haben, sobald sie vom Rat der OACI ange- 
I nommen worden sind. 
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